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Vernehmlassungsantwort 

Bundesgesetz über Kommunikationsplattformen und 
Suchmaschinen 

Präambel 

Diese Vernehmlassungsantwort wurde von Professor: innen und PostDocs der Universität Zürich (UZH) in einem 

mehrstufigen Verfahren verfasst. Im Rahmen des Strategy Lab der Digital Society Initiative (DSI) wurden bereits 

2024 mehrere Aspekte, die nun vom Vorentwurf des Bundesgesetzes über Kommunikationsplattformen und 

Suchmaschinen (VEKomPG) erfasst werden, in Workshops und Veranstaltungen untersucht und diskutiert. Im 

Hinblick auf die vorliegende Vernehmlassungsantwort wurden am 14. Januar 2026 ein Workshop und eine öf-

fentliche Veranstaltung unter Teilnahme von Vertreter:innen der Wirtschaft, der Verwaltung und der Zivilgesell-

schaft durchgeführt, organisiert durch das Center for Information Technology, Society, and Law (ITSL) der UZH.  

Auf der Grundlage der Ergebnisse dieser Veranstaltungen haben folgende Personen die vorliegende Vernehm-

lassungseingabe verfasst (alphabetisch): Prof. Abraham Bernstein (Informatik), Prof. Fabrizio Gilardi (Politik-

wissenschaft), Prof. Florent Thouvenin (Rechtswissenschaft), Prof. Karsten Donnay (Politikwissenschaft), Prof. 

Markus Christen (Ethik), Prof. Natascha Just (Kommunikationswissenschaft), Dr. Sabrina H. Kessler (Kommuni-

kationswissenschaft), Dr. Stephanie Volz (Rechtswissenschaft) und Prof. Thomas Friemel (Kommunikationswis-

senschaft). Die Endredaktion wurde von Dr. Stephanie Volz verantwortet. 

Hinweis: Wir beschränken unsere Stellungnahme auf diejenigen Artikel, bei denen unsere wissenschaftliche Ex-

pertise Änderungsbedarf nahelegt. Zu gewissen Artikeln haben wir allgemeine Vorbemerkungen angebracht. 

Vernehmlassungsantwort 

Generelle Vorbemerkung 

Eine der zentralen Fragen der Plattformregulierung betrifft die Verantwortlichkeit von Kommunikations- und 

anderen Plattformen für Inhalte Dritter. In den Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) ist seit mehr als 

zwanzig Jahren gesetzlich geregelt, dass Hosting-Provider (Anbieter, die Nutzenden Speicherplatz für eigene 

Inhalte zur Verfügung stellen) nur haften, wenn sie Kenntnis von rechtswidrigen Inhalten erlangen, und diese 

nicht unverzüglich entfernen oder den Zugang dazu sperren. Für rechtswidrige Inhalte, von denen sie keine 

Kenntnis haben, haften sie nicht. Zudem besteht keine allgemeine Pflicht zur aktiven Überwachung der gespei-

cherten Inhalte. 

In der Schweiz fehlt bislang eine vergleichbare gesetzliche Regelung. Nachdem die Schweizer Lehre und Praxis 

lange davon ausgegangen sind, dass die in der EU geltenden Haftungsprivilegien für Hosting-Provider auch im 

Schweizer Recht anerkannt sind, hat das Bundesgericht 2013 entschieden, dass ein solches Privileg (zumindest 

für das allgemeine Persönlichkeitsrecht nach Art. 28 ZGB) nur vom Gesetzgeber eingeführt werden kann (BGer 

5A_792/2011 vom 14. Januar 2013). Dieser Entscheid hat bei den Hosting-Providern zu grosser Rechtsunsicher-

heit geführt, die durch jüngere Entscheide nicht ausgeräumt werden konnte. Diese Rechtsunsicherheit kann 

dazu führen, dass Hosting-Provider veröffentlichte Inhalte vorsorglich aktiv überwachen und entfernen, was zu 

einem Overblocking führen kann. 
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Aus Gründen der Rechtssicherheit erscheint es für alle Beteiligten sinnvoll, die in der EU längst anerkannten und 

nun auch im Digital Services Act (DSA) normierten Haftungsprivilegien und insb. das dort vorgesehene Notice-

and-Action-Verfahren auch in der Schweiz gesetzlich zu verankern. Dies setzt allerdings voraus, dass eine wirk-

same und leicht zugängliche Meldemöglichkeit für rechtswidrige Inhalte besteht, und zwar unabhängig von der 

Grösse der jeweiligen Plattform. Um dies umzusetzen, muss der Geltungsbereich des Gesetzes wie nachfolgend 

beschrieben erweitert werden. 

Art. 2 Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich des Gesetzes ist im VEKomPG zu eng gefasst. Namentlich ist der Begriff der «Kommunika-

tionsplattformen» und deren Definition über die Aspekte der Öffentlichkeit, der wirtschaftlichen Tätigkeit und 

dem Anteil der Nutzenden zu restriktiv definiert. 

Erstens sollten laut Gesetzestext nur Dienste erfasst sein, bei denen Inhalte öffentlich zugänglich gemacht wer-

den. Nach dem erläuternden Bericht sollen auch geschlossene Nutzergruppen als öffentlich gelten, sofern neue 

Nutzende auf Anfrage automatisch in die Gruppe aufgenommen werden. Das erscheint richtig, aber zu eng. Zu-

sätzlich sollten auch Gruppen erfasst werden, bei denen neue Nutzende nach einer rudimentären automatisier-

ten Zugangskontrolle aufgenommen werden. Andernfalls würden viele geschlossene Gruppen mit einer sehr 

grossen Mitgliederzahl nicht von der Regelung erfasst und es wäre ein Leichtes, sich der Anwendung des Geset-

zes zu entziehen. Das kann nicht Sinn und Zweck der Bestimmung sein. Ein sachgerechter Regelungsansatz 

könnte darin bestehen, Individualkommunikation oder Kommunikation innerhalb einer individualisierten 

Gruppe, wie sie etwa bei Messengerdiensten erfolgt, ausdrücklich vom Geltungsbereich auszunehmen. Eine sol-

che präzisierende Regelung könnte im Gesetzestext aufgenommen werden; alternativ könnte eine Klarstellung 

in der Botschaft erfolgen. 

Zweitens greift die Beschränkung auf wirtschaftliche Tätigkeit zu kurz. Bestimmte gesetzliche Verpflichtungen 

erscheinen auch für nicht-kommerzielle Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen sachgerecht, zumal 

rechtswidrige Inhalte auch über solche Anbieter verbreitet werden können. 

Drittens erscheint es nicht zweckmässig, nur Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen ab einer gewis-

sen Grösse dem Gesetz zu unterstellen; denn gewisse Risiken bestehen unabhängig von der Grösse der Anbieter. 

Das haben jüngste Entwicklungen, bspw. die Verbreitung von KI-generierten Nacktbilder von Mädchen und (jun-

gen) Frauen auf Kommunikationsplattformen, erneut deutlich gemacht. Grundsätzlich sollte der Geltungsbe-

reich alle Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen erfassen. Die allgemeine Schwelle, nach der nur 

Plattformen und Suchmaschinen erfasst werden, die von 10% der Bevölkerung in der Schweiz genutzt werden, 

ist zu streichen. Diese Schwelle ist auch deshalb wenig sachgerecht, weil es Kommunikationsplattformen gibt, 

die innerhalb bestimmter Gruppen (bspw. bei Jugendlichen oder in einer bestimmten Sprachregion) eine sehr 

hohe Bedeutung haben und in diesen Gruppen für die Meinungsbildung prägend sein können. Mit dem Strei-

chen der Schwelle könnten zudem langwierige Streitigkeiten zur Frage vermieden werden, ob eine bestimmte 

Kommunikationsplattform oder Suchmaschine die Schwelle erreicht und dem KomPG untersteht. 

Sinnvoller wäre es, in Anlehnung an den DSA ein abgestuftes System von Pflichten vorzusehen. Aus unserer 

Sicht sind mindestens drei Kategorien von Anbietern zu unterscheiden: 

• Für alle Kommunikationsplattformen und für Suchmaschinen sollten gewisse Minimalpflichten gelten, 

insb. die Einrichtung eines Meldeverfahrens (nur für Kommunikationsplattformen) und die Bezeich-

nung einer Kontaktstelle für alle Anbieter von Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen 

(kleine Anbieter). 

• Für Kommunikationsplattformen ab einer bestimmten Grösse oder Reichweite sollten weitergehende 

Pflichten vorgesehen werden, namentlich die Bereitstellung eines internen Beschwerdeverfahrens und 

die Anbindung an eine externe Streitbeilegung (mittlere Anbieter). 

• Sehr grossen Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen sollten zusätzliche Pflichten auferlegt 

werden; die derzeit im Gesetz verankerte Schwelle von 10% der Bevölkerung könnte hierfür ein geeig-

neter Referenzwert sein (grosse Anbieter). 
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Art. 3 Definitionen 

Die Definitionen sind um die Begriffe «mittlere» und «grosse» Kommunikationsplattformen bzw. Suchmaschi-

nen (Anbieter) zu ergänzen und die Definitionen sind im gerade vorstehend skizzierten Sinn anzupassen. 

Art. 4 Meldeverfahren 

Der Geltungsbereich des Meldeverfahrens ist zu eng. Über das Meldeverfahren sollten alle Inhalte gemeldet wer-

den können, die gegen objektives Recht verstossen oder subjektive Rechte (insb. Persönlichkeitsrechte, aber 

auch Urheberrechte) verletzen («rechtswidrige» Inhalte). Wenn ein Meldeverfahren gesetzlich vorgeschrieben 

wird, sollte es für alle Rechtsverletzungen zur Verfügung stehen. Die Einschränkung auf Hassrede erscheint 

nicht sinnvoll. Für die Plattformen ergibt sich daraus kein Mehraufwand. 

Art. 7 Internes Beschwerdeverfahren 

Die Einrichtung eines internen Beschwerdeverfahrens sollte (nur) für mittlere und grosse Anbieter vorgeschrie-

ben werden. 

Art. 8 Aussergerichtliche Streitbeilegung 

Die Möglichkeit, eine aussergerichtliche Streitbeilegungsstelle anzurufen, sollte (nur) für Nutzende von mittle-

ren und grossen Anbietern möglich sein. 

Art. 15 Werbung 

Der Begriff der Werbung ist zu eng definiert, namentlich ist unklar, was mit einer «ähnlichen Gegenleistung» 

gemeint ist. Wir schlagen vor, stattdessen die Formulierung «gegen Bezahlung oder eine andere Gegenleistung» 

zu verwenden. 

Art. 16 Werbearchiv (und Art. 26 Datenzugang) 

Die Zweiteilung der Regelung zwischen Werbearchiv (Art. 16) und Datenzugang (Art. 26) erscheint uns in der 

derzeitigen Form nicht überzeugend. Aus der Perspektive der Forschung stellen sich hier zwei zentrale Fragen: 

Erstens, welche Daten die Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen sammeln und archivieren müssen, 

damit diese später der Forschung zur Verfügung stehen. Zweitens, wer über welches Verfahren Zugang zu die-

sen Daten erhält. 

Nach der derzeitigen Fassung von Art. 16 soll das Werbearchiv Daten zur ausgespielten Werbung enthalten und 

öffentlich zugänglich sein. Art. 16 sieht (zu Recht) vor, dass die Werbearchive keine personenbezogenen Daten 

von Nutzenden enthalten dürfen. Wir geben zu bedenken, dass künftige Werbeinhalte stark personalisiert sein 

dürften. Die Personalisierung wird sich dabei nicht (mehr) auf die Frage beschränken, wem eine bestimmte Wer-

bung angezeigt wird, sondern auch den Inhalt der Werbung betreffen. Das wird dazu führen, dass Werbung, die 

im Werbearchiv an sich zugänglich zu machen wäre, nicht hinreichend anonymisiert und deshalb aus daten-

schutzrechtlichen Gründen nicht öffentlich zugänglich gemacht werden kann. Das Werbearchiv dürfte deshalb 

unvollständig bleiben, was dem Zweck der Bestimmung widersprechen würde. 

Sinnvoll erscheint deshalb ein Ansatz, der die Art der Daten mit ihrer datenschutzrechtlichen Sensitivität ver-

knüpft: Je stärker Daten aggregiert sind, desto weniger problematisch sind sie aus datenschutzrechtlicher Sicht 

und desto breiter kann der Zugang ausgestaltet werden. Je individueller und detaillierter die Daten sind, desto 

strengere Voraussetzungen müssen für den Zugang zu diesen Daten gelten. 

Unserer Ansicht nach sollten drei Typen von Daten unterschieden werden: 

• Daten, welche die Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen sammeln, speichern und öffent-

lich zugänglich machen müssen. Es sollte sich dabei um Daten handeln, deren Veröffentlichung keine 

datenschutzrechtlichen oder sicherheitsrelevanten Risiken schafft (Kategorie 1). 

• Daten, die von Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen erhoben und gespeichert werden 

müssen, zu denen jedoch nur ausgewählte Dritte im Rahmen eines definierten Verfahrens Zugang er-

halten (Kategorie 2). Diese Daten könnten entweder von den Kommunikationsplattformen und Such-

maschinen selbst festgelegt und dem BAKOM in Form einer Liste gemeldet werden, oder es könnte eine 
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gesetzliche Grundlage geschaffen werden, welche die Kommunikationsplattformen und Suchmaschi-

nen zur Erhebung und Speicherung dieser Daten verpflichtet. 

• Daten, die für die Beantwortung einer bestimmten Forschungsfrage relevant sind, die aber nicht lau-

fend gespeichert, sondern für ein konkrete Forschungsprojekt durch die Kommunikationsplattformen 

und Suchmaschinen bereitgestellt werden (Kategorie 3). Auch hier sollte ein Verfahren definiert wer-

den, das festlegt, welche Daten durch welche Kommunikationsplattform bzw. Suchmaschine für wel-

ches Forschungsprojekt bereitgestellt werden müssen. 

Bezogen auf Werbung bedeutet dies konkret: In das öffentlich zugängliche Werbearchiv sollten nur entperso-

nalisierte Werbeanzeigen und aggregierte Informationen aufgenommen werden (bspw.: «30% der über 65jähri-

gen Nutzenden haben diese Werbung gesehen»). Die Veröffentlichung der Werbeanzeigen bleibt aber wichtig, 

damit Dritte (bspw. Konkurrenten, Konsumentenmagazine oder Konsumentenschutzorganisationen) überprü-

fen können, ob die auf Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen angezeigte Werbung die Vorgaben 

des geltenden Rechts (insb. des UWG) einhält. Alle weiteren, für die Forschung relevanten Daten, insb. zu Tar-

geting, Ausspielungslogik und Reichweite sollten ausschliesslich über das Verfahren des Datenzugangs für For-

schung zugänglich gemacht werden. 

Wir schlagen daher vor, die Regelung betreffend Datenbereitstellung und -zugang in zwei systematisch klar ge-

trennte Artikel zu fassen: 

• Erstens einen Artikel, der festlegt, welche Daten von Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen 

zu speichern und der Öffentlichkeit zugänglich zu machen sind (Kategorie 1) Dazu gehören mindestens 

die Inhalte der angezeigten Werbung und aggregierte Informationen. 

• Zweitens einen Artikel, der den Zugang zu Daten für die Forschung regelt und vom Verfahren her weit-

gehend dem vorgeschlagenen Art. 26 entspricht. Je nach gewählter Lösung für Daten der Kategorie 2 

wäre die Kompetenz des Bundesrates oder des BAKOMS zu ergänzen, die Liste der mindestens zu sam-

melnden und zu speichernden Daten zu veröffentlichen (Daten der Kategorie 2). 

Da diese Pflichten nur für grosse Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen gelten sollen, sind die ent-

sprechenden Bestimmungen systematisch in dem Teil des Gesetzes zu verorten, welcher die Pflichten für grosse 

Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen umschreibt. 

Art. 17 Kommerzielle Inhalte von Nutzenden 

Die Bestimmung macht für Suchmaschinen keinen Sinn, weil die Nutzenden dort keine eigenen Inhalte zur Ver-

fügung stellen. Zudem sollte die Bestimmung allgemein für Inhalte gelten, die für eine Gegenleistung bereitge-

stellt werden, analog dem Begriff der Werbung in Art. 15. 

Die blosse Pflicht, eine Möglichkeit zur Kennzeichnung von kommerziellen Inhalten zur Verfügung zu stellen, ist 

unzureichend. Die Kommunikationsplattformen sind vielmehr zu verpflichten, durch geeignete Massnahmen 

sicherzustellen (bspw. durch Vorgaben in ihren Nutzungsbedingungen), dass ihre Nutzenden Inhalte, die sie ge-

gen eine Gegenleistung verbreiten, entsprechend kennzeichnen. 

Art. 18 Empfehlungssysteme 

Die Bestimmung zu den Empfehlungssystemen sollte beibehalten werden. Wir geben aber zu bedenken, dass 

ihre Umsetzung anspruchsvoll ist und ihre praktische Wirkung (zumindest zum jetzigen Zeitpunkt) voraussicht-

lich begrenzt bleibt. Grund dafür ist, dass die Empfehlungssysteme von Kommunikationsplattformen und Such-

maschinen heute überwiegend auf hochkomplexen maschinellen Lernverfahren basieren. Deren Entscheidun-

gen hängen von einer Vielzahl einzelner Datenpunkte ab. Eine detaillierte Nachvollziehbarkeit, welche Faktoren 

mit welchem Gewicht in ein konkretes Ergebnis einfliessen, ist deshalb auch für die Anbieter selbst nur bedingt 

nachvollziehbar. Die Forschung zu Explainable AI ist zwar bestrebt, die Transparenz und Nachvollziehbarkeit 

von KI-Systemen zu erhöhen. Entsprechende Verfahren sind jedoch bislang nicht flächendeckend implemen-

tiert. Offengelegt werden können deshalb vor allem diejenigen Faktoren, die bei der Konzeption eines KI-Mo-

dells oder KI-Systems im Vordergrund standen 
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Die Verpflichtung, eine nicht auf Profiling beruhende Option bereitzustellen, ist zwar gut gemeint, dürfte sich in 

der Praxis aber kaum bewähren, da etwa eine rein chronologische Darstellung für die Nutzenden wenig attraktiv 

ist und vermutlich kaum dauerhaft genutzt wird. Es erscheint deshalb auch hier zweifelhaft, ob diese Bestim-

mung in der Praxis die angestrebte Wirkung entfalten wird. 

Allgemeine Vorbemerkung zu Art. 19 ff. Transparenzberichte und Risikobewertung 

Diese Bestimmungen sollten auf Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen mit einer grossen Anzahl 

Nutzenden beschränkt werden. Die derzeit für das KomPG allgemein vorgesehene Schwelle von 10 % der Nut-

zenden in der Schweiz erscheint uns angemessen. Diese Schwelle würde der von uns vorgeschlagenen Katego-

rie der grossen Anbieter entsprechen. 

Art. 20 Risikobewertung 

Die in Art. 20 Abs. 2 aufgeführten Risiken sollten um die im DSA zusätzlich genannten Risiken ergänzt werden, 

insb. im Hinblick auf geschlechtsspezifische Gewalt, Risiken für Minderjährige sowie schwerwiegende nachtei-

lige Folgen für das körperliche und geistige Wohlbefinden von Personen. 

Zudem ist die Pflicht zur Risikobewertung zwingend mit einer Pflicht zur Risikominimierung zu verbinden. Es ist 

nicht ersichtlich, weshalb eine solche Verpflichtung im VEKomPG nicht vorgesehen ist. Ohne eine Pflicht zur 

Minimierung der Risiken macht eine Pflicht zu deren Bewertung keinen Sinn. 

Zudem ist sicherzustellen, dass die Transparenzberichte in einer standardisierten und maschinenlesbaren 

Form vorgelegt werden. Denn nur so können sie systematisch ausgewertet und die Daten für Forschungszwecke 

nutzbar gemacht werden. 

Schliesslich ist von zentraler Bedeutung, dass die der Risikobewertung und Risikominimierung zugrunde lie-

genden Daten der Forschung im Sinne von Art. 26 in geeigneter Form zur Verfügung gestellt werden. Dadurch 

kann die Risikobewertung von Forschenden plausibilisiert werden. 

9. Abschnitt: Anlaufstelle (Art. 21 und 22) 

Die Vorgaben zur Anlaufstelle sollten für alle Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen, unabhängig 

von der Grösse, gelten. Die Bestimmungen müssten systematisch in das Kapitel mit den Verpflichtungen aufge-

nommen werden, die für alle Anbieter gelten. 

10. Abschnitt: Rechtsvertretung (Art. 23) 

Auch diese Bestimmung sollte für alle Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen gelten; sie ist entspre-

chend in der Systematik des Gesetzes in das Kapitel der Verpflichtungen aufzunehmen, die für alle Anbieter 

gelten. 

Art. 26 Datenzugang für Forschungsorgane und zivilgesellschaftliche Organisationen 

Anders als in der EU sollen in der Schweiz auch zivilgesellschaftliche Organisationen Zugang zu Daten erhalten, 

sofern sie wissenschaftliche Forschung im öffentlichen Interesse betreiben. 

Der Datenzugang ist auf die Erforschung systemischer Risiken beschränkt. Das erscheint sinnvoll. Die Liste der 

systemischen Risiken (Art. 20) sollte aber um die vorstehend erwähnten Risiken ergänzt werden, namentlich um 

Risiken im Zusammenhang mit geschlechtsspezifischer Gewalt, dem Schutz von Minderjährigen sowie schwer-

wiegenden nachteiligen Auswirkungen auf das körperliche und psychische Wohlbefinden von Personen. 

Der Datenzugang ist für die Forschung von zentraler Bedeutung. Ein praktisches Problem besteht jedoch darin, 

dass Forschende häufig nicht wissen, welche Daten bei Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen über-

haupt vorhanden sind. Eine Lösung könnte sein, dass die Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen 

verpflichtet werden, bestimmte Daten zu sammeln und zu speichern. Denkbar ist aber auch, dass die Kommu-

nikationsplattformen und Suchmaschinen die Daten selbst definieren und dem BAKOM eine Übersicht über die 

verfügbaren Daten (Kategorie 1 und 2) einschliesslich einer angemessenen Dokumentation zur Verfügung stel-

len. Im Hinblick auf Daten der Kategorie 3 erscheint es schliesslich zweckmässig, das BAKOM bereits vor der 
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Ausstellung eines offiziellen Zugangsgesuchs durch Forschende als Vermittlungsinstanz zwischen antragstel-

lenden Forschenden und Kommunikationsplattformen bzw. Suchmaschinen vorzusehen. Als Vermittlungs-

instanz könnte das BAKOM die Forschenden dabei unterstützen, ihre Datenanfragen zu formulieren und die an-

gefragten Daten zu spezifizieren. Dieser Ansatz wäre für beide Seiten vorteilhaft: für die Forschenden, weil die 

Einbindung des BAKOM die Kooperationsbereitschaft der Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen er-

höhen dürfte; für die Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen, weil das BAKOM seine Fachkompetenz 

bereits vor Einreichung des eigentlichen Gesuchs einbringen könnte und dadurch voraussichtlich nur solche 

Zugangsgesuche gestellt würden, die technisch umsetzbar und sachlich begründet sind. 

Da gewisse Daten ohne Dokumentation (insb. Metadaten) für die Forschenden wenig sinnvoll sind, ist die Be-

stimmung dahingehend zu ergänzen, dass die Anbieter zu verpflichten sind, innert angemessener Frist Zugang 

zu den entsprechenden Daten und einer angemessenen Dokumentation zu gewähren. 

Der Datenzugang allein ermöglicht zwar wichtige deskriptive Forschung, reicht jedoch nicht aus, um kausale 

Zusammenhänge zu verstehen, etwa wie sich algorithmische Empfehlungen auf die in Art. 20 genannten syste-

mischen Risiken auswirken. Um diese Lücke zu schliessen, sollte das Gesetz zusätzlich einen Rahmen für struk-

turierte Kooperationen zwischen Forschenden und den Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen 

schaffen. Dieser sollte es Forschenden ermöglichen, gezielte Studien vorzuschlagen und gemeinsam mit den 

Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen zu entwickeln, die eine anbieterseitige Umsetzung erfor-

dern, bspw. kontrollierte Variationen bei der Ausspielung von Inhalten oder bei algorithmischen Parametern. 

Art. 26 könnte eine Bestimmung enthalten, die das BAKOM ermächtigt, solche Kooperationen auf begründeten 

Antrag hin zu ermöglichen. 

Zu ergänzende Bestimmungen 

Neben den zu Beginn der Vernehmlassungsantwort genannten Vorgaben zur Haftung fehlen im Gesetzestext 

auch Vorgaben zum Schutz von Kindern und Jugendlichen. Jüngste Entwicklungen (bspw. KI-generierte Nackt-

bilder von Mädchen und jungen Frauen und deren Verbreitung auf Plattformen) haben einmal mehr deutlich 

gemacht, wie wichtig (und unterentwickelt) der Schutz von Kindern und Jugendlichen auf dem Internet ist. Die 

folgenden Bestimmungen sollten zumindest für mittlere und grosse, wenn nicht sogar für alle Kommunikati-

onsplattformen und Suchmaschinen vorgesehen werden. 

Zudem sieht die von der Schweiz zu ratifizierende Konvention des Europarats zu Künstlicher Intelligenz gewisse 

Vorgaben zu Transparenz vor, die im KomPG umgesetzt werden sollten. 

Neuer Artikel: Schutz von Kindern und Jugendlichen 

Kommunikationsplattformen und Suchmaschinen sind zu verpflichten, geeignete Massnahmen für den Schutz 

von Kindern und Jugendlichen zu ergreifen. Namentlich müssen sie sicherstellen, dass Minderjährige vor unge-

eigneten Inhalten wirksam geschützt werden. Werden auf einer Plattform Inhalte zugänglich gemacht, die für 

Minderjährige ungeeignet sind, ist eine wirksame Alterskontrolle für den Zugang zu dieser Plattform oder zu-

mindest für den Zugang zu diesen Inhalten vorzusehen. Die konkreten Anforderungen an diese Schutzmassnah-

men sind entweder durch den Bundesrat auf Verordnungsstufe festzulegen oder im Rahmen einer Co-Regulie-

rung durch die Branche zu definieren und vom Bundesrat für verbindlich zu erklären. Ein solches Verfahren ist 

bereits im Bundesgesetz über den Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiele (JSFVG) vorgesehen. 

Mit dieser Lösung kann auch sichergestellt werden, dass keine Widersprüche zwischen den Vorgaben des JSFVG 

und des KomPG entstehen. 

In der Öffentlichkeit wird derzeit intensiv über Verbote für die Nutzung von Social Media durch Kinder und Ju-

gendliche diskutiert. Solche Verbote erscheinen problematisch, weil die Nutzung von Social Media auch positive 

Effekte für Jugendliche haben kann. Zudem können solche Verbote leicht umgangen werden. Vor allem aber 

bestehen unterschiedliche Auffassungen, ob und in welchem Umfang Social Media von Jugendlichen genutzt 

werden sollen und dürfen. Ein staatliches Verbot geht deshalb unserer Ansicht nach zu weit. Weniger weitge-

hende Massnahmen wären aber wichtig. Sinnvoll könnte bspw. eine Pflicht zur Implementierung der strengst-

möglichen Privatsphäreneinstellungen als Standard (über die (zu) offen formulierte Vorgabe von Art. 7 Abs. 3 
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DSG hinaus) und die Bereitstellung geeigneter Kontrollmechanismen für Eltern bzw. Erziehungsberechtigte 

sein, etwa zur Verwaltung von Standard- und weiteren Kontoeinstellungen sowie zur Festlegung einer maxima-

len Nutzungszeit auf Ebene der einzelnen Social Media-Dienste. Dabei sind die Rechte der betroffenen Minder-

jährigen, insb. ihr Recht auf Schutz der Privatsphäre (Art. 13 BV), bestmöglich zu wahren. 

Neuer Artikel: Kennzeichnung von Bots 

In Übereinstimmung mit der Konvention des Europarats zu Künstlicher Intelligenz sollten Kommunikations-

plattformen verpflichtet werden, sicherzustellen, dass Bots als solche gekennzeichnet werden. Diese Verpflich-

tung sollte für alle Kommunikationsplattformen unabhängig von ihrer Grösse gelten. 


